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Der Bundesminister der Justiz 

— 3415/3 — 10874/60 — 


Bonn, den 22. Dezember 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Entwurf eines Gesetzes über den Fristablauf 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 14. Oktober 1959 
— Drucksache 1225 — 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 81. Sitzung 
am 14. Oktober 1959 nach der zweiten Beratung 
des von der Fraktion der FDP eingebrachten Ent- 
wurfs eines Gesetzes über den Fristablauf — Druck- 
sachen 581, 1225 — beschlossen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 581 — abzu- 
lehnen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, bis zum 30. De- 
zember 1960 

a) zu prüfen, ob nach der weiteren Entwicklung 
ein Bedürfnis zum Erlaß eines Gesetzes über 
den Fristablauf besteht, und 

b) dem Bundestag über das Ergebnis dieser Prü- 
fung zu berichten. 

II. 

Die Bundesregierung hat zur Prüfung, ob nunmehr 
ein Bedürfnis zum Erlaß eines Gesetzes über den 
Fristablauf besteht, den Landesjustizverwaltungen, 
den Standesvertretungen der Rechtsanwälte und 
Notare sowie Verbänden der Wirtschaft und der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben. Die Mehrheit der Landes- 
justizverwaltungen und der Verbände sowie die 
Standesorganisation der Notare haben die Auffas- 
sung vertreten, daß die geltende gesetzliche Rege- 
lung nicht zu nennenswerten Schwierigkeiten ge- 
führt habe und daß daher zur Zeit ein Bedürfnis für 
eine gesetzliche Regelung im Sinne des Gesetzent- 


i Wurfs, der von der Fraktion der FDP eingebracht 
war, noch nicht bestehe. 

Auch die Landesjustizverwaltungen, die sich für 
eine Gleichstellung der Sonnabende mit den Sonn- 
tagen und den gesetzlichen Feiertagen im Fristen- 
recht ausgesprochen haben (Baden-Württemberg, 
Bremen, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfa- 
len) haben betont, daß bei Gerichten und Behörden 
aus der bestehenden Rechtslage bisher keine Schwie- 
rigkeiten erwachsen seien. Wenn sie gleichwohl da- 
zu neigen, ein Bedürfnis für eine gesetzliche Rege- 
lung zu bejahen, so beruht das im wesentlichen auf 
der Ansicht, daß die Entwicklung zur Fünf-Tage- 
Woche nicht aufzuhalten sein werde, und daß im 
Hinblick hierauf schon jetzt gesetzliche Maßnahmen 
getroffen werden sollten. Weiter wird das Bedürf- 
nis für eine gesetzliche Regelung damit begründet, 
daß den Rechtsanwälten bei der Bearbeitung von 
Fristsachen an einem arbeitsfreien Sonnabend 
Schwierigkeiten entstehen könnten. Die oben ge- 
nannten Landesjustizverwaltungen haben insoweit 
die gleichen Gründe angeführt, die die Bundes- 
rechtsanwaltskammer und der Deutsche Anwalts- 
verein für eine gesetzliche Regelung vorgebracht 
haben. 

Die Bundesrechtsanwaltskammer, deren Mitglieder 
sich überwiegend für eine Gleichstellung des Sonn- 
abends mit einem gesetzlichen Feiertag ausgespro- 
chen haben, hat darauf hingewiesen, daß die Rechts- 
anwälte sich der Tatsache, den Sonnabend wenig- 
stens umschichtig für die Büroangestellten dienst- 
frei zu lassen, auf die Dauer nicht werden verschlie- 
ßen können. Es sei dann aber nicht möglich, an 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Deutscher Bundestag — 3, Wahlperiode 


Drucksache 2352 


Sonnabenden auch noch in verantwortlicher Weise ' 
den Fristablauf zu überwachen, da das an Sonn- ! 
abenden vorhandene Personal kaum ausreiche, den 
gerade an diesen Tagen besonders starken sonsti- i 
gen Arbeitsanfall zu erledigen. Aus der Stellung- | 
nähme des Deutschen Anwaltsvereins ist hervorzu- : 
heben, daß für großstädtische Gerichtsbezirke die 
Notwendigkeit einer Gleichstellung überwiegend 
bejaht wird, dagegen für kleinstädtische und länd- 
liche Gerichtsbezirke die Stimmen, die für oder ge- 
gen eine solche Regelung sind, sich etwa die Waage i 
halten. 

i 

Von den sonstigen Verbänden, die sich zu der i 
Frage geäußert haben, haben sich lediglich der Deut- 
sche Sparkassen- und Giroverband und der Verband 
der gemeinwirtschaftlichen Geschäftsbanken für 
eine gesetzliche Regelung ausgesprochen. Sie haben 
vorgetragen, daß die jetzige Rechtslage vor allem 
im Wechsel- und Scheckverkehr, insbesondere an 
dem einen im Bankgewerbe üblichen freien Sonn- 
abend im Monat, zu „Mißverständnissen und Miß- 
lichkeiten" führe. An diesem Tage würde sich prak- 
tisch die Laufzeit der Fristen verkürzen. Für das 
kurzfristige Bankgeschäft hat auch der Verband öf- 
fentlich-rechtlicher Kreditanstalten eine gesetzliche 
Regelung befürwortet. i 


Auf Grund der mir zugegangenen Äußerungen, die 
im wesentlichen keine neuen Gesichtspunkte erge- | 
ben haben, bin ich der Auffassung, daß seit dem Be- 1 
Schluß des Deutschen Bundestages vom 14. Oktober i 
1959 die Verhältnisse sich nicht derart geändert ha- 
ben, daß Anlaß besteht, in Abweichung von dem ! 
Beschluß des Bundestages jetzt ein Bedürfnis für 
eine gesetzliche Regelung zu bejahen. 

1. Die im öffentlichen Dienst und in einer Reihe von 
Wirtschaftszweigen eingeführte Arbeitszeitverkür- 
zung hat noch nicht allgemein dazu geführt, daß an 
allen Sonnabenden die Arbeit ruht. Die Zahl der 
Behörden und Betriebe, an denen jeder Sonnabend 
arbeitsfrei ist, ist noch verhältnismäßig klein. Bei 
der Mehrzahl der Behörden und Unternehmen wird 
nur an zwei Sonnabenden im Monat teils von der 
ganzen Belegschaft, teils wechselseitig von der 
Hälfte der Belegschaft nicht gearbeitet. Bei einem 
Teil von Betrieben ruht die Arbeit nur an einem 
Sonnabend im Monat für die ganze Belegschaft oder 
einen Teil. Bei anderen Betrieben ist nicht der Sonn- 
abend, sondern ein anderer Wochentag für alle oder 
einen Teil der Belegschaftsmitglieder arbeitsfrei. 
Schließlich werden in bedeutenden Wirtschaftszwei- 
gen, z. B. Handel, Handwerk, Landwirtschaft und 
Verkehr, aber auch in der Industrie, die Arbeitneh- 
mer noch an allen sechs Werktagen beschäftigt. 

2. Für die Teile der Bevölkerung, für die der ar- 
beitsfreie Sonnabend eingeführt ist, ist dieser Tag 
noch nicht zu einem echten Feiertag geworden. Er 
wird erfahrungsgemäß für Tätigkeiten benutzt, die 
an anderen Werktagen nicht erledigt werden konn- | 
ten. Für Beamte, Angestellte und Arbeiter stellt der 
arbeitsfreie Sonnabend keine Erschwerung der Vor- 
nahme von Rechtshandlungen dar, sondern bietet 


im Gegenteil eine besonders günstige Gelegenheit, 
sich mit derartigen Privatangelegenheiten zu befas- 
sen. Da es ohnehin im Leben des einzelnen Staats- 
bürgers nur in einer verschwindend geringen Zahl 
von Fällen Vorkommen dürfte, daß eine für ihn 
rechtlich bedeutsame Frist an einem Sonnabend ab- 
lüuft oder eine rechtlich bedeutsame Handlung ge- 
rade an einem Sonnabend vorzunehmen ist, kann es 
ihm durchaus zugemutet werden, an diesem Tage 
eine Handlung vorzunehmen oder eine Erklärung 
oder Leistung zu empfangen. 

Bei den Betrieben der Wirtschaft, bei denen die 
Überwachung und Wahrung der Fristen Angestell- 
ten obliegt, kann, sofern hier nicht das Geschäft be- 
reits am Freitag erledigt werden kann, erforder- 
lichenfalls — wie bei Behörden — durch Einrich- 
tung von Bereitschaftsdiensten sichergestellt wer- 
den, daß am arbeitsfreien Sonnabend ablaufende 
Fristen eingehalten werden können. Das gilt auch 
im Rahmen der Wechsel- und scheckrechtlichen Frist- 
vorschriften. Da ein Kreditinstitut, das am Verfall- 
tage Domizilstelle oder Wechselinhaber ist, ohne- 
hin kurz vor Ablauf der Frist wegen der Einlösung 
des Wechsels mit dem Verpflichteten Rücksprache 
zu nehmen pflegt, ist es für diesen nicht unzumut- 
bar, für die Wahrung der Frist am Sonnabend Sorge 
zu tragen. Er kann die für die Einlösung erforder- 
lichen Maßnahmen bereits am Freitag treffen. Von 
einer Verkürzung der gesetzlichen Fristen kann da- 
bei nicht gesprochen werden, weil der Wechselver- 
pflichtete trotz des arbeitsfreien Sonnabends die 
ihm zur Verfügung stehende gesetzliche Frist durch 
geeignete Maßnahmen voll ausnutzen kann, sei es, 
daß er den Wechsel bei einer Bank zahlbar stellt, 
die ihn mit Hilfe eines Bereitschaftsdienstes auch an 
einem Bankfeiertag einlösen kann, sei es, daß er 
bereits bei Eingehung der Wechselverbindlichkeit 
durch entsprechende Datierung des Wechsels dafür 
sorgt, daß der Wechsel nicht an einem arbeitsfreien 
Sonnabend fällig wird. 

Es erscheint nicht gerechtfertigt, nur aus Rücksicht 
auf Wechselschuldner, die erst am letzten Tag der 
Vorlegungsfrist den Gegenwert anschaffen und die 
übersehen, daß dieser Tag ein Bankfeiertag ist, eine 
gesetzliche Regelung zu treffen. Damit würde letz- 
ten Endes säumigen Schuldnern die Möglichkeit zu 
einer weiteren Verzögerung ihrer Zahlungen gege- 
ben. Sorgfältige Schuldner waren, worauf der Bun- 
desverband des privaten Bankgewerbes besonders 
hingewiesen hat, bisher stets in der Lage, ihre Dis- 
positionen den bankfreien Sonnabenden anzupas- 
sen. 

Soweit sich wegen des Ablaufs von Fristen des 
Wechsel- und Scheckrechts für die Kreditinstitute 
die Notwendigkeit ergibt, einen Bereitschaftsdienst 
einzurichten, dürften sich bei ihnen weniger organi- 
satorische Schwierigkeiten als bei anderen Unter- 
nehmen ergeben können, weil — ' soweit überhaupt 
die Arbeit bei ihnen an einem Sonnabend ruht ■ — 
bisher bei der Mehrzahl nur der dritte Sonnabend 
im Monat Bankfeiertag ist. 

3. Auch die Äußerungen der Bundesrechtsanwalts- 
kammer und des Deutschen Anwaltsvereins lassen 
nicht den Schluß zu, daß der Erlaß eines Gesetzes 
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zur Zeit dringlich ist. Schwierigkeiten werden da- ' 
nach erst dann zu befürchten sein, wenn der arbeits- j 
freie Sonnabend für das Büropersonal — wenn auch | 
nur umschichtig — eingeführt werden würde. Der i 
Umstand, daß sich das aus sozialpolitischen Grün- | 
den wohl nicht vermeiden lassen werde, kann nicht 
Anlaß sein, schon jetzt gesetzgeberische Maßnah- , 
men als notwendig anzusehen. j 

4. Im Verkehr mit den Gerichten und Behörden sind j 
nach übereinstimmender Auffassung ernstliche j 
Schwierigkeiten nicht aufgetreten. Der an arbeits- 
freien Sonnabenden eingerichtete Bereitschafts- | 
dienst und die bei den Gerichten und Behörden an- j 
gebrachten Briefkästen zum Einwurf von Schrift- I 
stücken, durch die eine Frist gewahrt werden soll, I 
haben sich in der Regel als ausreichend erwiesen. 

5. Danach bin ich der Auffassung, daß im Augen- ^ 
blick noch kein Anlaß besteht, den jetzigen Rechts- 
zustand, der in das Rechtsbewußtsein der Bevölke- 
rung eingedrungen ist, zu ändern und im Recht der 
Fristen und Termine allgemein den Sonnabend 
einem Sonntag und einem gesetzlichen Feiertag 
gleichzustellen. Eine gesetzliche Regelung von so i 
weittragender Bedeutung erscheint auch deswegen | 
noch verfrüht, weil man zunächst noch weitere Er- 
fahrungen sammeln und vor allem die weitere wirt- 
schaftliche Entwicklung in der Bundesrepublik in 
den nächsten Jahren abwarten sollte. Es wäre miß- i 
lieh, wenn der bestehende Rechtszustand, für dessen ; 
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Abänderung sich ein echtes Bedürfnis bisher noch 
nicht gezeigt hat, geändert würde und später, falls 
die wirtschaftliche Entwicklung nicht in der bishe- 
rigen Richtung fortschreiten würde, die Neurege- 
lung ganz oder teilweise wieder rückgängig ge- 
macht werden müßte. 

6. Dieser Gesichtspunkt spricht auch dagegen, etwa 
für einzelne Rechtsgebiete, z. B. für die Rechtsmit- 
telfristen oder die Fristen im Wechsel- und Scheck- 
recht, schon jetzt eine Sonderregelung zu treffen. 
Abgesehen hiervon würde eine solche Sonderrege- 
lung zu einer rechtspolitisch unerwünschten Unüber- 
sichtlichkeit des bisher einheitlichen Fristenrechts 
führen. 

7. Soweit es sich darum handelt, auch den einem 
gesetzlichen Feiertag vorangehenden Tag einem 
Sonntag und gesetzlichen Feiertag gleichzustellen, 
wird allgemein die Auffassung vertreten, daß ein 
Bedürfnis hierfür nicht besteht. 

8. Wenn ich nach alledem auch der Auffassung bin, 
daß zur Zeit noch kein Bedürfnis für eine gesetz- 
liche Regelung besteht, so werde ich die Entwick- 
lung doch weiter im Auge behalten. Sollte sich da- 
bei zeigen, daß die Fünf-Tage-Woche in wesentlich 
weiterem Umfange als bisher eingeführt wird und 
sich daraus auf dem Gebiete des Fristenrechts Un- 
zuträglichkeiten ergeben, so werde ich gesetzgebe- 
rische Maßnahmen in die Wege leiten. 


In Vertretung 

Strauß 
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